Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2930 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmelde- 
geheimnisses (Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz) (G 10) 

— Drucksache V/1880 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reischl 


I. Allgemeines 

Der Bundestag hat den Gesetzentwurf — - Druck- 
sache V/1880 — in der 117. Sitzung am 29. Juni 1967 
dem Rechts aus schuß federführend und dem Innen- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Der Rechtsaus- 
schuß hat in vier Sitzungen den Gesetzentwurf be- 
raten und diese am 17. Mai 1968 abgeschlossen. 

Der Innenausschuß hat sich in vier Sitzungen mit 
der Vorlage befaßt und mit Schreiben vom 4. April 
und 10. April 1968 seine Empfehlungen dem Rechts- 
ausschuß mitgeteilt. Die vom Sonderausschuß Straf- 
recht zu Fragen des politischen Strafrechts gemach- 
ten gutachtlichen Äußerungen wurden in den Bera- 
tungen des Rechtsausschusses mitverwertet. 


II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Artikel 1 des Gesetzes hat der mitberatende 
Innenausschuß zahlreiche Änderungen vorgeschla- 
gen, die der federführende Rechtsausschuß zu einem 
großen Teil übernommen hat. 

Zu § 1 

In der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fassung 
des Absatzes 1 sind die Schutzobjekte ohne sach- 
liche Änderung zusammengefaßt worden: Der zu 
schützende Bereich umfaßt die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung und gleichrangig daneben 


den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes einschließlich der Sicherheit der im 
Bundesgebiet stationierten Truppen der nichtdeut- 
schen Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrages 
und der im Lande Berlin anwesenden Truppen einer 
der Drei Mächte. 

Diu Neufassung der Eingangsworte des Absatzes 1 
beschränkt das Eingriffsrecht auf die Abwehr dro- 
hender Gefahren. 

Zur Klarstellung und redaktionellen Verbesse- 
rung werden schon in § 1 die Sicherheitsbehörden 
ausdrücklich genannt, die zur Ausführung der Über- 
wachungsmaßnahmen angewiesen werden können. 

Schließlich ist in § 1 Abs. 1 die Umschreibung 
„Sendungen, die der Post zur Übermittlung auf dem 
Post- und Fernmeldeweg anvertraut sind" durch die 
einfachere Fassung . . dem Brief-, Post- oder Fern- 
meldegeheimnis unterliegende Sendungen ..." er- 
setzt worden. Diese Fassung stellt gleichzeitig klar, 
daß auch die sogenannte „Kurierpost" zwischen 
Agenten und schließlich auch außerpostalische Briefe 
in sogenannten „toten Briefkästen" in die Überwa- 
chung einbezogen werden können. Entsprechende 
Klarstellungen enthalten die §§ 2, 6, 7. 

Zu §2 

§ 2 zählt abschließend die konkreten Tatbestände 
auf, bei denen Überwachungsmaßnahmen angeord- 
net werden können, sofern tatsächliche Anhalts- 
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punkte für den Verdacht des Vorliegens eines sol- 
chen Tatbestandes bestehen. Die Minderheit hat 
hier analog der Regelung in § 100 der Strafprozeß- 
ordnung das Vorliegen bestimmter Tatsachen, die 
den Verdacht begründen, voraussetzen wollen. Der 
Rechtsausschuß hat diesem Antrag nicht entsprochen, 
weil hier die Anordnung von Überwachungsmaßnah- 
men weit in das Vorfeld der Straftat vorverlegt sein 
müsse und hier schon tatsächliche Anhaltspunkte 
für den Verdacht genügen. 

Bei der Einzelaufzählung der Sachverhalte mußte 
berücksichtigt werden, daß nach der Einbringung 
des Entwurfs wichtige Änderungen im Bereich des 
Staatsschutzstrafrechts durch den Entwurf eines . 
8. Strafrechtsänderungsgesetzes eingetreten sind. 
Insbesondere die Staatsgefährdungsdelikte sind in 
Umfang und Anwendungsbereich erheblich einge- 
schränkt worden. Der Regierungsentwurf hatte sei- 
nerzeit davon abgesehen, die Staatsgefährdungs- 
delikte einzubeziehen, da die im damaligen Titel 
„Staatsgefährdung" zusammengefaßten Tatbestände 
einen zu weiten Anwendungsbereich der Vorschrift 
ermöglicht hätten. 

Hier ist ein gründlicher Wandel eingetreten. Im 
neugefaßten Titel „Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaats" sind nur die Tatbestände aufgeführt, 
die zur Wahrung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung unverzichtbar sind. 

Der Innnenausschuß hat vorgeschlagen, in § 2 
alle Tatbestände der Gefährdung des demokra- 
tischen Rechtsstaates und darüber hinaus die 
verfassungswidrigen Handlungen im Sinne der 
Artikel 9 Abs. 2, Artikel 18 und 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes einzubeziehen. 

Der federführende Rechtsausschuß schlägt dem- 
gegenüber vor, es bei der Beschränkung des § 2 
Abs. 1 auf konkrete Straftatbestände zu belassen, 
jedoch diejenigen Strafbestimmungen, die besonders 
bedeutsam zur Abwehr von Gefahren für den demo- 
kratischen Rechtsstaat sind, einzubeziehen. Über- 
legungen, die auf eine Aulrechterhaltung der Nr. 1 
in der Fassung des Innenausschusses hinausliefen, 
fanden keinen Niederschlag in den Beschlüssen des 
Ausschusses. Uber den Regierungsentwurf hinaus 
wurden im einzelnen folgende Straftatbestände neu 
eingefügt: 

1. Zuwiderhandlungen gegen unanfechtbare oder 
vorläufig vollziehbare Verbote von Parteien, 
Vereinen oder ihrer Ersatzorganisationen (§§ 84, 
85 des Strafgesetzbuches, § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 
des Vereinsgesetzes), 

2. die Vorbereitung und Ausführung bestimmter 
Sabotagehandlungen (§§ 87, 88 des Strafgesetz- 
buches), 

3. die Zersetzung der Bundeswehr (§ 89 des Straf- i 
gesotzbuch es), 

4. die Verbreitung bestimmter staatsgefährdender 
Propagandamittel (§ 86 des Strafgesetzbuches). 

Für die Entscheidung des Rechtsausschusses war 
die Überlegung maßgebend, daß § 2 die Möglichkeit 


der Anordnung von Uberwachungsmaßnahmen ohne- 
hin weit in das Vorfeld der Straftat vorverlegt, in- 
dem er Planung und Vorbereitungshandlungen der 
Fat einbezieht und bereits tatsächliche Anhalts- 
punkte für den Verdacht — statt des begründeten 
Tatverdachts im Sinne des § 100 a StPO in der 
Fassung des Entwurfs — genügen läßt. Angesichts 
dieser Tatsache erschien es dem Rechtsausschuß un- 
erläßlich, in § 2 Abs. 1 nur die fest umrissenen Tat- 
bestände des StGB aufzunehmen. Die Einbeziehung 
von Verfassungsbestimmungen könnte dagegen zu 
einer nicht gerechtfertigten Ausweitung der Uber- 
wachungsmöglichkeiten und damit zur Rechts- 
unsicherheit führen. 


Zu § 3 

Während § 2 die sogenannte Individual- 

überwachung regelt, behandelt § 3 die nicht auf 
bestimmte Personen bezogene Überwachung, die er- 
forderlich ist, um die Gefahr eines bewaffneten An- 
griffs auf die Bundesrepublik Deutschland recht- 
zeitig zu erkennen und ihr zu begegnen. 

Der Rechtsausschuß hat, der Anregung des Bundes- 
rates und einem Formulierungsvorschlag des Innen- 
ausschusses folgend, eine weitere Konkretisierung 
der Vorschrift vorgenommen: 

1. Objekt der Überwachung sind nicht bestimmte 
Bereiche des Post- und Fernmeldeverkehrs, son- 
dern nur mehr bestimmte Post- und Fernmelde- 
verkehrsbeziehungen. Damit ist klargestellt, daß 
globale Kontrollen ganzer Gebiete ausgeschlos- 
sen sind. 

2. Absatz 1 Satz 2 hebt den Zweck der Nachrichten- 
sammlung klar hervor und verdeutlicht damit, 
daß es sich nicht um die Überwachung einzelner 
Personen handelt. 

Eine weitere Sicherung gegen einen Mißbrauch 
der Vorschrift liegt darin, daß die zu überwachenden 
Post- und Fernmeldeverkehrsbeziehungen durch den 
nach § 5 zuständigen Bundesminister mit Zustim- 
mung des Abgeordnetengremiums nach § 9 bestimmt 
werden müssen. 

Absatz 2 sieht schließlich eine ausdrückliche Ver- 
wertungssperre vor, wonach die durch die Über- 
wachungsmaßnahmen erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen nicht zum Nachteil von Personen ver- 
wendet werden dürfen. Der Rechtsausschuß hält es 
für notwendig, diese besondere Verwertungssperre 
neben die allgemeine Verwertungssperre des § 7 
Abs. 3 zu setzen, weil sich Maßnahmen nach § 3 
ganz allgemein nicht gegen bestimmte Personen 
richten. 


Zu § 4 

In Absatz 2, der keine sachliche Änderung gegen- 
über der Regierungsvorlage darstellt, wird lediglich 
die Zuständigkeit für die Antragstellung klarer ab- 
gegrenzt. 
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Absatz 3 entspricht einer Anregung des Bundes- 
rates und enthält eine nähere Konkretisierung, was 
der Antragsteller im einzelnen darzulegen hat. 

Zu § 5 

ln Absatz 3 a ist der Rechtsausschuß dem Anliegen 
des Bundesrats, daß der zuständige Bundesminister 
die zuständige oberste Landesbehörde zu unter- 
richten habe, in der Weise nachgekommen, daß die 
Verfassungsschutzämter sich gegenseitig, also in 
beiden Richtungen, über die im jeweiligen Bereich 
getroffenen Beschränkungsanordnungen zu unter- 
richten haben. Die Unterrichtung von Amt zu Amt 
stellt sicherlich den schnellsten Weg der Benach- 
richtigung dar. 

Zu Absatz 4 war das Anliegen der Minderheit, 
die Beschränkungsmaßnahmen dem Betroffenen mit- 
zuteilen, wann die Überprüfung keine Anhalts- 
punkte für einen Verdacht erbracht hat, Gegenstand 
eingehender Beratung. Der Ausschuß hat sich dieser 
Meinung nicht angeschlossen und Absatz 4 un- 
verändert übernommen, um nicht Gefahr zu 
laufen, einen potentiellen Täter vorzeitig zu warnen. 

Zu § 6 

Die Vorschrift wurde lediglich redakionell ver- 
bessert. 

Zu § 7 

In Absatz 1 wurden die Worte „unter Verant- 
wortung der antragsberechtigten Stelle“ aufgenom- 
men, um klarzustellen, daß die Verantwortung je- 
weils bei der in § 4 aufgeführten Dienststelle liegt. 
Dies gilt auch dann, wenn im Einzelfalle die tech- 
nische Durchführung im Wege der Amtshilfe einmal 
im Bereich eines anderen Dienstes erfolgen sollte. 

Zu § 9 

Der Rechtsausschuß hat die Frage geprüft, ob in 
Absatz 1 entsprechend der Anregung des Innen- 
ausschusses festgelegt werden solle, daß die Unter- 
richtung des Abgeordnetengremiums durch den zu- 
ständigen Bundesminister in Abständen von drei 
statt von höchstens sechs Monaten zu erfolgen habe. 
Der Ausschuß hat von einer solchen Änderung ab- 
gesehen, da er die Auffassung vertrat, daß es Sache 
des Gremiums sein müsse, gegebenenfalls eine 
Unterrichtung in kürzeren Zeitabständen zu ver- 
langen. Die Fassung des Absatzes 1 steht einem 
solchen Verlangen nicht entgegen. 

Absatz 2 wurde dahin ergänzt, daß die Kommis- 
sion über Zulässigkeit und Notwendigkeit der Be- 
schränkungsmaßnahmen zu entscheiden hat. Damit 
wird klargestellt, daß die Kommission nicht nur die 
rechtliche Zulässigkeit der Maßnahme, sondern auch 
die Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens durch 
den zuständigen Bundesminister hinsichtlich der 
Notwendigkeit der Maßnahme nachzuprüfen hat. 


Absatz 3 wird entsprechend dem Vorschlag des 
Bundesrates durch die ausdrückliche Bestimmung 
ergänzt, daß die Mitglieder der Kommission in ihrer 
Amtsführung unabhängig und Weisungen nicht 
unterworfen sind. Zur Sicherung dieser Unabhängig- 
keit wird ferner bestimmt, daß die Mitglieder der 
Kommission für die Dauer einer Wahlperiode des 
Bundestages bestellt werden. 

Ein Antrag der Minderheit, in Absatz 4 den 
Imperativ zu verwenden, hat nicht die Mehrheit des 
Ausschusses gefunden, da diese Befehlsform gegen- 
über den Ländern untunlich ist. 

Durch die Fassung des Absatzes 5 wird klar- 
gestellt, daß die Verfassungsbeschwerde nicht aus- 
geschlossen werden soll. 


Zu Artikel 2 

Der Rechtsausschuß billigte die im Regierungs- 
entwurf vorgeschlagene Ergänzung der Strafprozeß- 
ordnung. Er stimmte insbesondere der Konzeption 
zu, nach welcher der Straftatenkatalog des neuen 
§ 100 a der Strafprozeßordnung weiter ist als der 
des Artikels 1 § 2. Im einzelnen ist zu bemerken: 


Zu Nummer 2 

a) § 100 a der Strafprozeßordnung 

Die Ergänzung der Eingangsworte soll im Wort- 
laut der Vorschrift klarstellen, daß die Anordnung 
einer Überwachung des Fernmelde Verkehrs auch die 
Befugnis zum Aufzeichnen auf Tonträger mitumfaßt. 
Gleichzeitig wird die Fassung insoweit, an die des 
Artikels 1 § 1 Abs. 1 angeglichen. Mit dieser Ver- 
deutlichung im Wortlaut soll keine Einengung des 
umfassenden Begriffs der „Überwachung . . . des 
Fernmeldeverkehrs", der den Fernschreibverkehr 
mitumfaßt, verbunden sein. Die Befugnis zur Über- 
tragung des Fernschreibverkehrs auf Schriftträger 
braucht, wie bei Artikel 1 § 1 Abs. 1, nicht besonders 
erwähnt zu werden, weil anders ein Mitlesen des 
Fernschreibverkehrs nicht möglich erscheint. 

Die beschlossene Unterteilung der Nummer 1 des 
Straftatenkatalogs in Buchstaben steht im Zusam- 
menhang mit einer genaueren Fassung der Berlin- 
Klausel (Artikel 4 § 12); der Rechtsausschuß ist da- 
mit einem Vorschlag des Bundesrates gefolgt, dem 
die Bundesregierung zugestimmt hat. 

Der in Nummer 1 Buchstaben a, c und d enthal- 
tene Straftatenkatalog ist an die Neufassung der 
Vorschriften des Staatsschutzstrafrechts durch das 
Achte Strafrechtsänderungsgesetz angeglichen wor- 
den; dieses Gesetz wird früher als das Gesetz zu 
Artikel 10 des Grundgesetzes in Kraft treten (vgl. 
die Neufassung des Artikels 1 § 2). In Buchstabe a 
der Nummer 1 sind auch die neuen Strafvorschriften 
gegen Friedensverrat (§§ 80, 80 a StGB i. d. F. des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes) aufgenommen 
worden. Das gleiche gilt für Absatz 1 Nr. 1 bis 4 des 
neugefaßten § 20 des Vereinsgesetzes; diese Straf- 



Drucksache V/2930 Deutscher Bundestag 

Vorschrift erhält durch die im Rahmen des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes vorgenommene Um- 
stellung der Organisationstatbestände des Staats- 
schutzstrafrechts auf das sogenannte Feststellungs- 
prinzip bei Ersatzorganisationen erhöhte Bedeutung. 

§ 83 StGB i. d. F. des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes (Vorbereitung eines bestimmten hoch- 
verräterischen Unternehmens) ist in den Katalog 
des Buchstaben a nicht aufgenommen; er ist aber 
der Sache nach erfaßt, weil § 100 a allgemein auch 
an die Vorbereitung der in seinem Katalog ent- 
haltenen Straftaten anknüplt, soweit diese mit 
Strafe bedroht ist. In Buchstabe c erscheint § 128 
StGB nicht mehr, weil er durch Artikel 2 Nr. 8 des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes gestrichen 
wird. Dafür ist § 47 Abs. 1 Nr. 7 des Ausländer- 
gesetzes (i. d. F. des Artikels 6 Nr. 7 des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes) aufgenommen, der 
sich gegen bestimmte geheime Ausländerverbin- 
dungen richtet und den § 128 StGB in einem engen 
Teilbereich ersetzt. 

b) § 100 b der Strufprozeßordnung 

Wegen der sprachlichen Ergänzung des Absatzes 1 
Satz 1 wird auf die Bemerkung zu § 100 a StPO ver- 1 
wiesen. 

Den Vorschlag des Bundesrates, den zweiten • 
Halbsatz von Absatz 2 Satz 5 — ohne sachliche | 
Änderung -- als überflüssig zu streichen, hat der I 
Rechtsausschuß aus den in der Gegenäußerung der 
Bundesregierung angeführten Gründen nicht auf- ; 
gegriffen. 

Dagegen ist er dem Vorschlag des Bundesrates, in 
Absatz 3 auch den Richter aufzuführen, gefolgt. Die 
in Absatz 3 vorgesehene Verpflichtung der Deut- 
schen Bundespost soll auch gegenüber dem Unter- j 
suchungsrichter, dem nach § 162 StPO zuständigen j 
Amtsrichter und dem Ermittlungsrichter des Bundes- i 
gerichtshofes (§ 168 a StPO) bestehen. Die allgc- , 
meine Bezugnahme auf den Richter ist im Zusam- i 
menhang mit Absatz 1 im Sinne des jeweils zu- 
ständigen Richters auszulegen. Sie schließt also über 
die oben bezeichneten Richter auch das erkennende 
Gericht mit ein, daß für die Vornahme von Ab- 
hörmaßnahmen praktisch nicht in Frage kommt. Da 
dies unschädlich ist, hat der Rechtsausschuß die vom 
Bundesrat vorgeschlagene sprachlich einfachere 
Fassung einer präziseren, aber dadurch umständ- 
licheren Fassung vorgezogen. 


— 5. Wahlperiode 
Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ist durch das Gesetz zum straf- 
rechtlichen Schutz gegen Mißbrauch von Tonauf- 
nahme- und Abhörgeräten vom 22. Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1360) gegenstandlos geworden 
und wurde daher gestrichen. 


Zu Artikel 4 

Zu § 10 

§ 10 trägt Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 Rechnung, in- 
dem er das eingeschränkte Grundrecht des Artikels 
10 des Grundgesetzes ausdrücklich benennt. 

Der Ausschuß hat den Antrag der Minderheit ge- 
prüft, ob es notwendig sei, zusätzlich auch Artikel 19 
Abs. 4 GG zu benennen. Nach eingehender Erörte- 
rung ist er indessen zu der Auffassung gelangt, daß 
dies nicht erforderlich ist. Durch § 9 Abs. 5 dieses 
Gesetzes wird Artikel 19 Abs. 4 GG nicht ein- 
geschränkt, sondern nur der ordentliche Rechtsweg 
ausgeschlossen. Da Artikel 19 Abs. 4 GG jedoch den 
ordentlichen Rechtsweg nur subsidiär garantiert, 
hier aber eine Zuständigkeit begründet wird, braucht 
Artikel 19 nicht erwähnt zu werden. 


Zu § 12 

Die Berlin-Klausel ist, einer Anregung des Bundes- 
rates folgend, eingeschränkt worden, um den be- 
sonderen Gegebenheiten Berlins Rechnung zu 
tragen. 


Zu § 13 

Der Ausschuß empfiehlt, das Inkraftreten des Ge- 
setzes den Wünschen des Bundesrates entsprechend 
zu modifizieren. Während das Gesetz insgesamt am 
ersten Tage des auf die Verkündung folgenden 
dritten Kalendermonats in Kraft treten soll, erscheint 
es zweckmäßig, § 9 Abs. 4 bereits am Tage nach der 
Verkündung in Kraft treten zu lassen, damit die 
Länder ihrerseits unverzüglich mit der Einrichtung 
der parlamentarischen Kontrollorgane beginnen kön- 
nen. 


Bonn, den 20. Mai 1968 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1880 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 20. Mai 1968 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Dr. Reischl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmelde- 
geheimnisses (Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz) (G 10) 

— Drucksache V/1880 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Beschränkung des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses 
(Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz) (G 10) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 1 

(1) Um einer Gefahr für 

1. die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland, 

2. den Bestand oder die Sicherheit des Bun- 
des oder eines Landes oder 

3. die Sicherheit der Truppen der nicht- 
deutschen Vertragsstaaten des Nordatlan- 
tikvertrages nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 
Nr. 3 

zu begegnen, sind die in § 4 Abs. 2 bestimmten 
Stellen berechtigt, Sendungen zu Öffnen und einzu- 
sehen, die der Post zur Übermittlung auf dem Post - 
und Fernmeldeweg anvertraut sind, sowie den 
Fernschreibverkehr mitzulesen, den Fernmeldever- 
kehr abzuhören und auf Tonträger aufzunehmen. 

(2) Die Deutsche Bundespost hat der berechtig- 
ten Stelle auf Anordnung Auskunft über den Post- 
und Fernmeldeverkehr zu erteilen, Sendungen, die 
ihr zur Übermittlung auf dem Post- und Fernmelde- 
weg anvertraut sind, auszuhändigen, sowie das 
Abhören des Fernsprechverkehrs und das Mitlesen 
des Fernschreibverkehrs zu ermöglichen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Beschränkung des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses 
(Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz) (G lö) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
§ 1 

(1) Zur Abwehr von drohenden Gefahren für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung oder den 
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes einschließlich der Sicherheit der in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen 
der nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlan- 
tikvertrags oder der im Land Berlin anwesenden 
Truppen einer der Drei Mächte sind die Verfas- 
sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, 
das Amt für Sicherheit der Bundeswehr und der 
Bundesnachrichtendienst berechtigt, dem Brief-, Post- 
oder Fernmeldegeheimnis unterliegende Sendun- 
gen zu Öffnen und einzusehen, sowie den Fern- 
schreibverkehr mitzulesen, den Fernmeldeverkehr 
abzuhören und auf Tonträger aufzunehmen. 


(2) unverändert 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2930 


Entwurf 

§ 2 

(1) Beschränkungen nach § 1 dürfen gegen einen 
am Post- und Fernmeldeverkehr Beteiligten ange- 
ordnet werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für 
den Verdacht bestehen, daß jemand 

1. hochverräterische Handlungen (§§ 80, 81, 
83 des Strafgesetzbuches), 

2. landesverräterische Handlungen (§§ 100 
bis 100 b, 100 d Abs . 1 und § 100 e des 
Strafgesetzbuches), 


3. Straftaten gegen die Landesverteidigung 
(§§ 109 e bis 109 g des Strafgesetzbuches) 
oder 

4. Straftaten gegen die Sicherheit der Trup- 
pen der nichtdeutschen Vertragsstaaten 
des Nordatlantikvertrages sowie der im 
Land Berlin anwesenden Truppen der Drei 
Mächte (§§ 100, 100 d Abs . 1, §§ 100 e, 
109 e bis 109 g des Strafgesetzbuches in 
Verbindung mit Artikel 7 des Vierten 
Strafrechtsänderungsgesetzes vom 11. Juni 
1957) 


plant, begeht oder begangen hat. 

(2) Eine Anordnung nach Absatz 1 ist nur zuläs- 
sig, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf an- 
dere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre. Sie darf sich nur gegen den Verdächtigen 
oder gegen Personen richten, von denen auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß sie für 
den Verdächtigen bestimmte oder von ihm her- 
rührende Mitteilungen entgegennehmen oder wei- 
tergeben oder daß der Verdächtige ihren Anschluß 
benutzt. 

§ 3 

Außer in den Fällen des § 2 dürfen Beschränkun- 
gen nach § 1 nur in bestimmten Bereichen des Post- 
und Fernmeldeverkehrs und nur dann angeordnet 
werden, wenn dies geboten ist, um die Gefahr eines 
bewaffneten Angriffs auf die Bundesrepublik 
Deutschland rechtzeitig zu erkennen und einer sol- 
chen Gefahr zu begegnen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§2 

(1) Beschränkungen nach § 1 dürfen angeordnet 
werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht bestehen, daß jemand 

1 . Straftaten des Friedensverrats oder des 
Hochverrats (§§ 80 bis 83 des Strafgesetz- 
buches), 

2. Straftaten der Gefährdung des demokra- 
tischen Rechtsstaates (§§ 84 bis 86, 87 bis 
89 des Strafgesetzbuches, § 20 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 des Vereinsgesetzes), 

3. Straftaten des Landesverrats und der Ge- 
fährdung der äußeren Sicherheit (§§94 bis 
96, 97 a bis 100 a des Strafgesetzbuches), 

4. Straftaten gegen die Landesverteidigung 
(§§ 109 e bis 109 g des Strafgesetzbuches) 
oder 

5. Straftaten gegen die Sicherheit der in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten 
Truppen der nichtdeutschen Vertragsstaa- 
ten des Nordatlantikvertrages oder der 
im Land Berlin anwesenden Truppen einer 
der Drei Mächte (§§ 94 bis 96, 98 bis 100, 
109 e bis 109 g des Strafgesetzbuches in 
Verbindung mit Artikel 7 des Vierten Straf- 
rechtsänderungsgesetzes vom 11. Juni 1957 
in der Fassung des Achten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes) 

plant, begeht oder begangen hat. 

(2) unverändert 


§3 

(1) Außer in den Fällen des § 2 dürfen Beschrän- 
kungen nach § 1 für Post- und Femmeldeverkehrs- 
beziehungen angeordnet werden, die der nach § 5 
zuständige Bundesminister mit Zustimmung des Ab- 
geordnetengremiums gemäß § 9 bestimmt. Sie sind 
nur zulässig zur Sammlung von Nachrichten über 
Sachverhalte, deren Kenntnis notwendig ist, um die 
Gefahr eines bewaffneten Angriffs auf die Bundes- 
republik Deutschland rechtzeitig zu erkennen und 
einer solchen Gefahr zu begegnen. 

(2) Die durch Maßnahmen nach Absatz 1 erlang- 
ten Kenntnisse und Unterlagen dürfen nicht zum 
Nachteil von Personen verwendet werden. Dies gilt 
nicht, wenn gegen die Person eine Beschränkung 
nach § 2 angeordnet ist oder wenn tatsächliche An- 
haltspunkte für den Verdacht bestehen, daß jemand 
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Entwurf 


§ 4 

(1) Beschränkungen nach § 1 werden nur auf 
Antrag angeordnet. 

(2) Antragsberechtigt sind im Rahmen ihres Ge- 
schäftsbereichs 

1. in den Fällen des § 2 

a) das Bundesamt für Verfassungsschutz 
durch seinen Präsidenten oder dessen 
Stellvertreter, 

b) die Verfassungsschutzbehörden der 
Länder durch ihre Leiter oder deren 
Stellvertreter, 

c) das Amt für Sicherheit der Bundeswehr 
durch seinen Leiter oder dessen Stell- 
vertreter, 


2. in den Fällen der §§ 2 und 3 

der Bundesnachrichtendienst durch seinen 
Präsidenten oder dessen Stellvertreter. 

(3) Der Antrag ist unter Angabe von Art, Umfang 
und Dauer der beantragten Beschränkungsmaß- 
nahme schriftlich zu stellen und zu begründen. 


§ 5 

(1) Zuständig für die Anordnung nach § 1 ist bei 
Anträgen der Verfassungsschutzbehörden der Län- 
der die zuständige oberste Landesbehörde, im übri- 
gen ein vom Bundeskanzler beauftragter Bundes- 
minister. 

(2) Die Anordnung ergeht schriftlich; sie ist dem 
Antragsteller und der Deutschen Bundespost mit- 
zuteilen. In ihr sind Art, LTmfang und Dauer der 
Maßnahme zu bestimmen und die zur Überwachung 
berechtigte Stelle anzugeben. 

(3) Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate 
zu befristen. Verlängerungen um jeweils nicht mehr 
als drei weitere Monate sind auf Antrag zulässig, 
soweit die Voraussetzungen der Anordnung fortbe- 
stehen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

eine der in § 2 dieses Gesetzes oder eine andere in 
§ 138 des Strafgesetzbuches genannte Hajidlung 
plant, begeht oder begangen hat. 

§4 

(1) Beschränkungen nach § 1 dürfen nur auf An- 
trag angeordnet werden. 

(2) Antragsberechtigt sind im Rahmen ihres Ge- 
schäftsbereichs 

1. in den Fällen des § 2 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) bei Handlungen gegen die Bundeswehr 

das Amt für Sicherheit der Bundeswehr 
durch seinen Leiter oder dessen Stell- 
vertreter, 

d) bei Handlungen gegen den Bundes- 
nachrichtendienst dieser durch seinen 
Präsidenten oder dessen Stellvertre- 
ter, 

2. in den Fällen des § 3 der Bundesnachrich- 
tendienst durch seinen Präsidenten oder 
dessen Stellvertreter. 

(3) Der Antrag ist unter Angabe von Art, Umfang 
und Dauer der beantragten Beschränkungsmaß- 
nahme schriftlich zu stellen und zu begründen. Der 

Antragsteller hat darin darzulegen, daß die Erfor- 
schung des Sachverhalts auf andere Weise aus- 
sichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 


§5 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(3 a) Das Bundesamt für Verfassungsschutz unter- 
richtet das jeweilige Landesamt für Verfassungs- 
schutz über die in dessen Bereich getroffenen Be- 
schränkungsanordnungen. Die Landesämter für Ver- 
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(4) Uber Beschränkungsmaßnahmen ist der Be- 
troffene nicht zu unterrichten. 

§ 6 

(1) In den Fällen des § 2 muß die Anordnung 
Name und Anschrift des am Post - und Fernmelde- 
verkehr Beteiligten enthalten, gegen den sich die Be- 
schränkungsmaßnahme richtet. 

(2) Soweit sich in diesen Fällen Maßnahmen nach 
§ 1 auf Sendungen beziehen, sind sie nur hinsichtlich 
solcher Sendungen zulässig, bei denen Tatsachen 
vorliegen, aus welchen zu schließen ist, daß sie von 
dem am Post- und Fernmeldeverkehr Beteiligten, 
gegen den sich die Anordnung richtet, herrühren 
oder für ihn bestimmt sind. 

§ 7 

(1) Die aus der Anordnung sich ergebenden Maß- 
nahmen nach § 1 Abs. 1 sollen unter Aufsicht eines 
Bediensteten vorgenommen werden, der die Be- 
fähigung zum Richteramt hat. 

(2) Liegen die Voraussetzungen der Anordnung 
nicht mehr vor oder sind die sich aus der Anordnung 
ergebenden Maßnahmen nicht mehr erforderlich, so 
sind sie unverzüglich zu beenden. Die Beendigung 
ist der Stelle, die die Anordnung getroffen hat, und 
der Deutschen Bundespost mitzuteilen. 

(3) Die durch die Maßnahmen erlangten Kennt- 
nisse und Unterlagen über einen am Post- und Fern- 
meldeverkehr Beteiligten dürfen nicht zur Erfor- 
schung und Verfolgung anderer als der in § 2 ge- 
nannten Handlungen benutzt werden, es sei denn, 
daß sich aus ihnen tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
ergeben, daß jemand eine andere in § 138 des Straf- 
gesetzbuches genannte Straftat zu begehen vorhat, 
begeht oder begangen hat. 

(4) Sind die durch die Maßnahmen erlangten Un- 
terlagen über einen am Post- und Fernmeldeverkehr 
Beteiligten zu dem in Absatz 3 genannten Zweck 
nicht mehr erforderlich, so sind sie unter Aufsicht 
eines der in Absatz 1 genannten Bediensteten zu 
vernichten, über die Vernichtung ist eine Nieder- 
schrift anzufertigen. 

§ 8 

(1) Sendungen des Postverkehrs, die zur Öffnung 
und Einsichtnahme der berechtigten Stelle ausgehän- 
digt worden sind, sind unverzüglich dem Postver- 
kehr wieder zuzuführen. Telegramme dürfen dem 
Postverkehr nicht entzogen werden. Der zur Ein- 
sichtnahme berechtigten Stelle ist eine Abschrift des 
Telegramms zu übergeben. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

fassungsschutz teilen dem Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz die ihnen übertragenen Beschränkungs- 
maßnahmen mit. 

(4) unverändert 


§6 

(1) In den Fällen des § 2 muß die Anordnung 
denjenigen bezeichnen, gegen den sich die Be- 
schränkungsmaßnahme richtet. 

(2) Soweit sich in diesen Fällen Maßnahmen 
nach § 1 auf Sendungen beziehen, sind sie nur hin- 
sichtlich solcher Sendungen zulässig, bei denen 
Tatsachen vorliegen, aus welchen zu schließen ist, 
daß sie von dem, gegen den sich die Anordnung 
richtet, herrühren oder für ihn bestimmt sind. 


§7 

(1) Die aus der Anordnung sich ergebenden Maß- 
nahmen nach § 1 Abs. 1 sind unter Verantwortung 
der antragsberechtigten Stelle und unter Aufsicht 
eines Bediensteten vorzunehmen, der die Befähi- 
gung zum Richteramt hat. 

(2) unverändert 


(3) Die durch die Maßnahmen erlangten Kennt- 
nisse und Unterlagen dürfen nicht zur Erforschung 
und Verfolgung anderer als der in § 2 genannten 
Handlungen benutzt werden, es sei denn, daß sich 
aus ihnen tatsächliche Anhaltspunkte ergeben, daß 
jemand eine andere in § 138 des Strafgesetzbuches 
genannte Straftat zu begehen vorhat, begeht oder 
begangen hat. 

(4) unverändert 


§8 

unverändert 
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(2) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung über 
die Beschlagnahme von Sendungen des Postverkehrs 
bleiben unberührt. 

§ 9 

(1) Der nach § 5 Abs. 1 für die Anordnung von 
Beschränkungsmaßnahmen zuständige Bundesmini- 
ster unterrichtet in Abständen von höchstens sechs 
Monaten ein Gremium, das aus fünf vom Bundestag 
bestimmten Abgeordneten besteht, über die Durch- 
führung dieses Gesetzes. 

(2) Der zuständige Bundesminister unterrichtet 
monatlich eine Kommission über die von ihm ange- 
ordneten Beschränkungsmaßnahmen. Die Kommis- 
sion entscheidet von Amts wegen oder auf Grund 
von Beschwerden über die Zulässigkeit von Be- 
schränkungsmaßnahmen. Anordnungen, die die 
Kommission für unzulässig erklärt, hat der zustän- 
dige Bundesminister unverzüglich aufzuheben. 

(3) Die Kommission besteht aus dem Vorsitzen- 
den, der die Befähigung zum Richteramt besitzen 
muß, und zwei Beisitzern. Die Mitglieder der Kom- 
mission werden von dem in Absatz 1 genannten 
Gremium nach Anhörung der Bundesregierung be- 
stellt und abberufen. Die Kommission gibt sich eine 
Geschäftsordnung, die der Zustimmung des in Ab- 
satz 1 genannten Gremiums bedarf. Vor der Zu- 
stimmung ist die Bundesregierung zu hören. 


(4) Durch den Landesgesetzgeber wird die parla- 
mentarische Kontrolle der nach § 5 Abs. 1 für die 
Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen zustän- 
digen obersten Landesbehörden und die Überprü- 
fung der von ihnen angeordneten Beschränkungs- 
maßnahmen geregelt. 

(5) Im übrigen ist ein Rechtsbehelf gegen die An- 
ordnung von Beschränkungsmaßnahmen und ihren 
Vollzug nicht zulässig. 


Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung vom 1 . Februar 1877 
(Reichsgesetzbl. S. 253) in der Fassung vom 17. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1373) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Achten Abschnittes des 
^ Ersten Buches erhält folgende Fassung: 

„Achter Abschnitt 

Beschlagnahme, Überwachung des Fernmelde- 
verkehrs und Durchsuchung" 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§9 

(1) unverändert 


(2) Der zuständige Bundesminister unterrichtet 
monatlich eine Kommission über die von ihm ange- 
ordneten Beschränkungsmaßnahmen. Die Kommis- 
sion entscheidet von Amts wegen oder auf Grund 
von Beschwerden über die Zulässigkeit und Notwen- 
digkeit von Beschränkungsmaßnahmen. Anordnun- 
gen, die die Kommission für unzulässig oder nicht 
notwendig erklärt, hat der zuständige Bundesmini- 
ster unverzüglich aufzuheben. 

(3) Die Kommission besteht aus dem Vorsitzen- 
den, der die Befähigung zum Richteramt besitzen 
muß, und zwei Beisitzern. Die Mitglieder der Kom- 
mission sind in ihrer Amtsführung unabhängig und 
Weisungen nicht unterworfen. Sie werden von dem 
in Absatz 1 genannten Gremium nach Anhörung der 
Bundesregierung für die Dauer einer Wahlperiode 
des Bundestages bestellt. Die Kommission gibt sich 
eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des in 
Absatz 1 genannten Gremiums bedarf. Vor der Zu- 
stimmung ist die Bundesregierung zu hören. 

(4) unverändert 


(5) Im übrigen ist gegen die Anordnung von 
Beschränkungsmaßnahmen und ihren Vollzug der 
Rechtsweg nicht zulässig. 


Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


10 



2. 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/2930 


Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Nach § 100 werden folgende §§ 100a und 100b 2. Nach § 100 werden folgende §§ 100a und 100b 

eingefügt: ^ eingefügt: 


„§ 100 a 

Die Überwachung des Fernmeldeverkehrs darf 
angeordnet werden, wenn bestimmte Tatsachen 
den Verdacht begründen, daß jemand als Täter 
oder Teilnehmer 

1. hochverräterische, staatsgefährdende oder 
landesverräterische Handlungen (§§ 80, 83, 
89 bis 93, 100 bis 100 i des Strafgesetz- 
buches), 


Straftaten gegen die Landesverteidigung 
oder gegen die öffentliche Ordnung 
(§§ 109 b bis 109 h, 128 bis 130 des Straf- 
gesetzbuches), 


Straftaten gegen die Sicherheit der Trup- 
pen der nichtdeutschen Vertragsstaaten des 
Nordatlantikvertrages (§§ 91, 100, 100 c bis 
100 e, 109 b bis 109 g des Strafgesetzbuches 
in Verbindung mit Artikel 7 des Vierten 
Strafrechtsänderungsgesetzes vom 11. Juni 
1957) oder 


2. einen Mord, einen Totschlag, ein Münzver- 
brechen, einen Raub, eine räuberische Er- 
pressung, einen Menschenraub, eine Ver- 
schleppung, eine erpresserische Kindesent- 
führung, einen Mädchenhandel, ein gemein- 
gefährliches Verbrechen im Sinne des § 138 
des Strafgesetzbuches oder eine Erpressung 

begangen oder in Fällen, in denen der Versuch 
strafbar ist, zu begehen versucht oder durch eine 
mit Strafe bedrohte Handlung vorbereitet hat, 
und wenn die Erforschung des Sachverhalts oder 
die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Beschul- 
digten auf andere Weise aussichtslos oder we- 
sentlich erschwert wäre. Die Anordnung darf sich 
nur gegen den Beschuldigten oder gegen Per- 
sonen richten, von denen auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, daß sie für den Be- 
schuldigten bestimmte oder von ihm herrührende 
Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben 
oder daß der Beschuldigte ihren Anschluß be- 
nutzt. 


„§ 100 a 

Die Überwachung und Aufnahme des Fern- 
meldeverkehrs auf Tonträger darf angeordnet 
werden, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, daß jemand als Täter oder Teilneh- 
mer 

1 . a) Straftaten des Friedensverrats, des 

Hochverrats und der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates oder des 
Landesverrats und der Gefährdung der 
äußeren Sicherheit (§§ 80 bis 82, 84 bis 
86, 87 bis 89, 94 bis 100 a des Straf- 
gesetzbuches, § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 
des Vereinsgesetzes), 

b) Straftaten gegen die Landesverteidigung 

(§§ 109 b bis 109 h des Strafgesetz- 

buches), 

c) Straftaten gegen die öffentliche Ord- 
nung (§§ 129 bis 130 des Strafgesetz- 
buches, § 47 Abs. 1 Nr. 7 des Ausländer- 
gesetzes), 

d) Straftaten gegen die Sicherheit der in 
der Bundesrepublik Deutschland statio- 
nierten Truppen der nichtdeutschen Ver- 
tragsstaaten des Nordatlantikvertrages 
oder der im Land Berlin anwesenden 
Truppen einer der Drei Mächte (§§ 89, 94 
bis 97, 98 bis 100, 109 b bis 109 g des 
Strafgesetzbuches in Verbindung mit 
Artikel 7 des Vierten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes vom 11. Juni 1957 in der 
Fassung des Achten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes) oder 

2. unverändert 


begangen oder in Fällen, in denen der Versuch 
strafbar ist, zu begehen versucht oder durch eine 
mit Strafe bedrohte Handlung vorbereitet hat, 
und wenn die Erforschung des Sachverhalts oder 
die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Beschul- 
digten auf andere Weise aussichtslos oder we- 
sentlich erschwert wäre. Die Anordnung darf sich 
nur gegen den Beschuldigten oder gegen Per- 
sonen richten, von denen auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, daß sie für den Be- 
schuldigten bestimmte oder von ihm herrührende 
Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben 
oder daß der Beschuldigte ihren Anschluß be- 
nutzt. 
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Entwurf 
§ 100 b 

(1) Die Überwachung des Fernmeldeverkehrs 
(§ 100 a) darf nur durch den Richter angeordnet 
werden. Bei Gefahr im Verzug kann die Anord- 
nung auch von der Staatsanwaltschaft getroffen 
werden. Die Anordnung der Staatsanwaltschaft 
tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei 
Tagen von dem Richter bestätigt wird. 

(2) Die Anordnung ergeht schriftlich. Sie muß 
Namen und Anschrift des Betroffenen enthalten, 
gegen den sie sich richtet. In ihr sind Art, Um- 
fang und Dauer der Maßnahmen zu bestimmen. 
Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu 
befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht 
mehr als drei weitere Monate ist zulässig, soweit 
die in § 100 a bezeichneten Voraussetzungen 
fortbestehen. 

(3) Auf Grund der Anordnung hat die Deut- 
sche Bundespost der Staatsanwaltschaft und ihren 
im Polizeidienst tätigen Hilfsbeamten (§ 152 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes) das Abhören des 
Fernsprechverkehrs und das Mitlesen des Fern- 
schreibverkehrs zu ermöglichen. 

(4) Liegen die Voraussetzungen des § 100 a 
nicht mehr vor, so sind die sich aus der Anord- 
nung ergebenden Maßnahmen unverzüglich zu 
beenden. Die Beendigung ist dem Richter und der 
Deutschen Bundespost mitzuteilen. 

(5) Sind die durch die Maßnahmen erlangten 
Unterlagen zur Strafverfolgung nicht mehr erfor- 
derlich, so sind sie unter Aufsicht der Staats- 
anwaltschaft zu vernichten, über die Vernich- 
tung ist eine Niederschrift anzufertigen." 

3. § 101 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

^ „(1) Von den getroffenen Maßregeln (§§ 99, 

100, 100 a, 100 b) sind die Beteiligten zu benach- 
richtigen, sobald dies ohne Gefährdung des Un- 
tersuchungszwecks geschehen kann." 


Artikel 3 

Änderung des Straigesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt ergänzt: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 100 b 

(1) Die Überwachung und Aufnahme des Fern- 
meldeverkehrs auf Tonträger (§ 100 a) darf nur 
durch den Richter angeordnet werden. Bei Ge- 
fahr im Verzug kann die Anordnung auch von 
der Staatsanwaltschaft getroffen werden. Die An- 
ordnung der Staatsanwaltschaft tritt außer Kraft, 
wenn sie nicht binnen drei Tagen von dem Rich- 
ter bestätigt wird. 

(2) unverändert 


(3) Auf Grund der Anordnung hat die Deut- 
sche Bundespost dem Richter, der Staatsanwalt- 
schaft und ihren im Polizeidienst tätigen Hilfs- 
beamten (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) 
das Abhören des Fernsprechverkehrs und das 
Mitlesen des Fernschreibverkehrs zu ermöglichen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


3. unverändert 


Artikel 3 

entfällt 


1. Als § 298 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 298 

(1) Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer unbefugt 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort 
eines anderen auf einen Tonträger auf- 
nimmt oder 
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2. eine so hergestellte Aufnahme ge- 
braucht oder einem Dritten zugänglich 
macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer das nicht zu sei- 
ner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gespro- 
chene Wort eines anderen unbefugt mit einem 
Abhörgerät abhört. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Gefängnis. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht handelt, sich oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver- 
schaffen oder jemandem einen Nachteil zuzu- 
fügen. 

(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt 

2. Als § 353 d wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 353 d 

(1) Ein Beamter, der in Ausübung oder in 
Veranlassung der Ausübung seines Amtes die 
Vertraulichkeit des Wortes verletzt (§ 298 Abs. 1 
und 2), wird mit Gefängnis bestraft. Der Versuch 
ist strafbar. 

(2) Ebenso wird ein Beamter oder früherer 
Beamter bestraft, der unbefugt das nichtöffent- 
lich gesprochene Wort eines anderen offenbart, 
das in befugter oder unbefugter Amtsausübung 
auf einen Tonträger aufgenommen oder mit 
einem Abhörgerät abgehört worden ist." 


Artikel 4 

§ 10 

(1) Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fern- 
meldegejieimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 
wird durch dieses Gesetz eingeschränkt. 

(2) Die auf Grund anderer Gesetze zulässigen Be- 
schränkungen dieses Grundrechts bleiben unberührt. 

§ 11 

Die nach diesem Gesetz berechtigten Stellen haben 
die Leistungen der Deutschen Bundespost abzugel- 
ten. 

§ 12 

Artikel 2 bis 4 dieses Gesetzes gelten nach Maß- 
gabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Artikel 4 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

Artikel 2 und 4 dieses Gesetzes mit Ausnahme 
des Artikels 2 Nr. 2, § 100 a Nr. 1 Buchstaben b 
und d, gelten nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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§ 13 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver- 
kündung folgenden dritten Kalendermonats in Kraft. 


§ 13 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 9 Abs. 4, 
der am Tage nach der Verkündung in Kraft tritt, am 

ersten Tag des auf die Verkündung folgenden drit- 
ten Kalendermonats in Kraft. 
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